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Heute im Präsidium des Gemeindetags:

Bundesregierung soll Hartz IV nachbessern

Geld für Ausbau der Kleinkinderbetreuung bleibt aus

Stuttgart. Das Hartz IV – Gesetz muss nachgebessert werden. Das Präsidium des Gemeindetags sieht darin eine der dringendsten Aufgaben der neuen Bundesregierung. „Es hilft nicht, über Leistungsmissbrauch zu lamentieren. Die zahlreichen Lücken im Gesetz müssen geschlossen werden,“ sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

Durch die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe sei die erwartete Entlastung der Kommunen um 2,5 Milliarden Euro – davon Baden-Württemberg 160 Millionen Euro – nicht eingetreten, sondern eine zusätzliche Belastung. „Die Netto-Belastung der baden-württembergischen Kreise in Höhe von rund 150 Millionen Euro, die sich aus Berechnungen des Landkreistags ergibt, führt zu unbezahlbaren Kreisumlagen. Das sprengt die Gemeindehaushalte,“ sagte Kehle.

Der Gemeindetag fordert eine Aufstockung des Bundeszuschusses zur Unterbringung von Arbeitslosen. Das Land müsse die bei ihm eingetretene Entlastung von 132 Millionen Euro voll an die Kommunen weitergeben; tatsächlich behalte es davon 99 Millionen Euro ein.

Politik zulasten fremder Kassen muss aufhören

Durch die Zusatzbelastung der Kommunen werde auch der Ausbau der Kleinkinderbetreuung erschwert. Zur Finanzierung des Tagesbetreuungsausbaugesetzes habe der Bund auf die jetzt völlig ausbleibende Entlastung durch Hartz IV verwiesen. „Der Bund muss sein Ausbauprogramm finanzieren oder das Gesetz zurücknehmen,“ verlangte Kehle. „Diese Politik zulasten fremder Kassen muss aufhören. Mit ungedeckten Schecks ist den Familien nicht geholfen.“
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